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ANSPRACHE DES APOSTOLISCHEN NUNTIUS

ERZBISCHOF DR. ERWIN JOSEF ENDER

BEI DER UNTERZEICHNUNG DES VERTRAGES ZWISCHEN DEM HEILIGEN STUHL UND DER FREIEN UND HANSESTADT HAMBURG

(Hamburg, den 29. November 2005)

          Sehr geehrter Herr Erster Bürgermeister,

          lieber Herr Erzbischof,

          sehr geehrte Damen und Herren!

          Kirchenmitglieder sind immer auch Staatsbürger. Darum begegnen sich Staat und Kirche unausweichlich in den Menschen, für die sie Verantwortung tragen, und sind somit in ihrer Autonomie zur Zusammenarbeit angehalten. Das deutsche Staatskirchenrecht betrachtet Staat und Kirche als Partner, die auf ein gutes Zusammenwirken angelegt sind. Wie ich zu Beginn unserer Vertragsverhandlungen schon erwähnte, haben bei der Regelung der gegenseitigen Beziehungen Abkommen zwischen Staat und Kirche durch Konkordate und Verträge verschiedenster Art in der jüngeren Geschichte eine wichtige Rolle gespielt und spielen sie noch heute. Zwischen 1950 und 1999 wurden nicht weniger als 133 solche Abkommen geschlossen; davon allein 35 mit der Bundesrepublik Deutschland und den Bundesländern über konkrete Fragen der Zusammenarbeit auf Gebieten gemeinsamer Verantwortung für die Menschen. Mit der heutigen Unterzeichnung des Staatskirchenvertrages zwischen dem Heiligen Stuhl und der Freien und Hansestadt Hamburg fügen wir diesen erfolgreichen Bemühungen um Verständigung und fruchtbare Kooperation zwischen Staat und Kirche in diesem Stadtstaat ein weiteres hoffnungsvolles und ermutigendes Kapitel hinzu. 

          Papst Benedikt XVI. hat erst kürzlich bei verschiedenen Anlässen erneut betont, dass es der katholischen Kirche fernliege, sich in die Zuständigkeit des Staates einzumischen. Die Kirche beanspruche in keinem Land und in keiner internationalen Organisation eine Form von privilegierter Behandlung. Sie verlange keine Bevorzugung, sondern nur die Möglichkeit, ihre geistig-religiöse Sendung, ihr soziales Engagement sowie ihr Wirken im Bildungs- und Gesundheitswesen in der nationalen und internationalen Gemeinchaft ungehindert ausüben zu können. 

          Staatskirchenverträge mit dem Heiligen Stuhl sind frei ausgehandelte und auf Dauer angelegte, vom internationalen Recht gewährleistete Vereinbarungen zwischen Staat und Kirche. Sie entspringen dem gemeinsamen Wunsch, ihre Beziehungen und die beiderseitige Zusammenarbeit in der Gesellschaft im gegenseitigen Einvernehmen zum Wohle der Bürger institutionell zu regeln. Die Grundlage der Verhandlungen bilden die allgemein anerkannten Grundrechte, die in internationalen Verträgen verankert sind, insbesondere das Recht auf Gewissens- und Religionsfreiheit. Unter den Fragen, die den Rechtsstatus der Kirche betreffen, haben ihre Unabhängigkeit und Handlungsfreiheit in der Seelsorge, der Erziehung, der Bildung und der Fürsorge im Rahmen der staatlichen Gesetze einen besonderen Vorrang. Weitere wichtige Themen bei solchen Verhandlungen sind die einvernehmliche Zusammenarbeit von Staat und Kirche auf dem Gebiet der Kultur und die Förderung des Gemeinwohls. 

          Als Leiter der vatikanischen Delegation bei den Verhandlungen kann ich heute mit Freude feststellen, dass der ausgehandelte und soeben mit dem Ersten Bürgermeister von Hamburg, Herrn Ole von Beust, unterzeichnete Vertragstext den Erwartungen des Heiligen Stuhles entspricht. Die kurze Dauer und die freundschaftliche Atmosphäre der Verhandlungen bestätigen, dass auch die Vertreter des Senats mit dem Verlauf unserer Gespräche keine sonderlichen Schwierigkeiten hatten und mit dem jetzt erreichten Ergebnis ebenfalls zufrieden sind. Ich möchte allen Beteiligten für die getane Arbeit aufrichtig danken. Dieser Vertrag bietet eine solide Grundlage für eine vertrauensvolle und fruchtbare Zusammenarbeit zwischen Staat und Kirche in der Freien und Hansestadt Hamburg. Es ist ein guter Umstand, dass der Senat zum Staatskirchenvertrag mit dem Heiligen Stuhl gleichzeitig einen bilateralen Vertrag mit der nordelbischen evangelisch-lutherischen Kirche geschlossen und heute ebenfalls unterzeichnet hat. Möge durch diese einvernehmlichen Vereinbarungen der Geist einer ehrlichen, fairen und solidarischen Zusammenarbeit zwischen dem Staat und den Kirchen und auch zwischen den Kirchen untereinander in diesem Stadtstaat zum Wohl aller Bürger in Zukunft weiter wachsen und nachhaltig gefestigt werden.

